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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 21/16 B 
 
L 6 SB 4/14 (Sächsisches LSG) 
S 34 SB 686/12 (SG Chemnitz) 
 
 
 
………………………………………………………………………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………….,  

 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Stadt Chemnitz Sozialamt - Abt. Soziale Leistungen, 
Markt 1, 09111 Chemnitz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Juli 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   O t h m e r    und   Dr.  R ö h l     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Sächsischen 

Landessozialgerichts vom 29. Februar 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit seiner Klage wendet sich der Kläger gegen die Herabsetzung des Grades der Behinderung 

(GdB) von 50 auf 30. Das Sächsische LSG hat mit Urteil vom 29.2.2016 auf der Grundlage der 

beigezogenen Befundberichte, ärztlichen Stellungnahmen und der eingeholten Gutachten ent-

schieden, dass die Herabsetzung des GdB von 50 auf 30 rechtlich nicht zu beanstanden sei. 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt und rügt das Vorliegen eines Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36), es sei denn, es werden absolute Revisionsgründe gerügt, bei denen gemäß § 202 SGG 

iVm § 547 ZPO der Einfluss auf die Entscheidung unwiderlegbar vermutet wird (BSGE 4, 281, 

288; BSG SozR 1500 § 136 Nr 8). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend 

gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines 

bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 S 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, 

wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung 

nicht gefolgt ist. Diesen Kriterien hat der Kläger nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Der Kläger rügt einen Verstoß gegen die Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG), weil das LSG 

seinen Beweisanregungen bis in die mündliche Verhandlung vom 29.2.2016 nicht gefolgt sei. 

Das LSG habe bei der Nichtbeachtung der Anregung übersehen, dass gerade auf dem Fachge-

biet des Haupt- und Ursprungsleidens eine Einschätzung zur Heilungsbewährung getroffen wer-

den könne und diese geeignet sei, den aktuellen GdB aus den Folgen der Haupterkrankung zu 

bewerten. Damit hat der Kläger bereits keinen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag aufge-

zeigt (vgl hierzu BSG SozR 1500 § 160 Nr 45). Bloße Beweisanregungen haben prozessual und 

im Hinblick auf die Aufklärungsrüge nicht dieselbe Bedeutung wie ein Beweisantrag (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 20). Der Beschwerdebegründung ist nicht zu entnehmen, dass das 

Begehren des Klägers über eine solche Anregung hinausging. Zur Darlegung eines prozessord-

nungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur die Stellung des Antrags, sondern auch aufge-
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zeigt werden, über welche im einzelnen bezeichneten Punkte Beweis erhoben werden sollte. 

Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe 

des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Ein Be-

weisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren eine Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungs-

pflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in 

einem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der 

maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündlichen Verhandlung 

nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens hilfsweise wiederholt 

wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Vorliegend hat der Kläger keine zu begutach-

tenden Punkte oder die Erhebung eines Beweisantrags bezeichnet. Das Übergehen eines 

bloßen Beweisangebots, welches lediglich als Beweisanregung angesehen werden kann, be-

gründet keinen Verfahrensmangel im Sinne der Verletzung der Sachaufklärungspflicht. 

 

Soweit der Kläger die inhaltliche Richtigkeit der Entscheidung des LSG im Einzelfall angreift, so 

kann er hierauf eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht stützen (vgl BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 7). 

 

Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2, § 169 SGG). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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